
Bündnis für den Kinderschutz
Mehr Kindeswohlgefährdungen, überlastete Systeme, fehlende Fachkräfte:

Ein neues Aktionsbündnis in Hessen fordert bessere Hilfen für Kinder und Jugendliche.

WIESBADEN. „Die Lage in
der ambulanten und stationä-
ren Betreuung von Kindern
und Jugendlichen ist prekär“,
heißt es vom neu gegründe-
ten Aktionsbündnis Kindes-
wohl. Darin haben sich 22
Unternehmen, Stiftungen
und Vereine aus Hessen zu-
sammengeschlossen. Das
Ziel: die Versorgung hilfsbe-
dürftiger Kinder und Jugend-
licher zu verbessern.
Laut dem Statistischen Lan-

desamt sind derzeit etwa
95.000 Kinder und Jugendli-
che auf ambulante oder sta-
tionäre Betreuung angewie-
sen. Im Jahr 2024 wurden mit
6.620 Fällen so viele Kindes-
wohlgefährdungen wie nie
zuvor in Hessen festgestellt,
sieben Prozent mehr als im
Vorjahr. Hierzu zählen unter
anderem psychische und kör-
perliche Misshandlungen,
Vernachlässigung sowie se-
xuelle Gewalt. Die gestiege-
nen Fallzahlen seien teilwei-
se auf eine höhere Sensibili-
sierung zurückzuführen, er-
klärt Carola Berneiser, Pro-
fessorin für Familienrecht,
Kinder- und Jugendhilferecht
und Kinderschutz an der
Frankfurt University of Ap-
plied Sciences. „Die Leute
sind aufmerksamer gewor-
den, das ist sicherlich ein Re-
sultat des Bundeskinder-
schutzgesetzes.“

Komplexe Problemlagen
und Fachkräftemangel

Gleichzeitig verweist sie auf
zunehmende Belastungen in
Familien. „Die Lebenssitua-
tion vieler Familien hat sich
verschlechtert, besonders die
Zahl der Vernachlässigungen
zeigt das“, sagt Berneiser. Ar-
mut und wirtschaftlicher
Druck setzten viele Familien
unter erheblichen Stress. Ge-
nau hier sieht sie ein zentra-
les Problem: „Eigentlich ist
das Rechtssystem gut ausge-
stattet, aber bei einer passge-
nauen Hilfe scheitert es oft
an der Umsetzung. Die finan-
ziellen Aspekte verdrängen
die eigentlichen Bedarfe.“

An diesem Punkt setzt das
Aktionsbündnis an. Immer
komplexere Problemlagen
träfen auf überlastete Ju-
gendämter, Jugendhilfeein-
richtungen und einen zuneh-
menden Fachkräftemangel,
sagt Klaus Friedrich, Ge-
schäftsführer der EVIM Wies-
baden und einer der Bünd-
nissprecher. Das Bündnis will
auf die Situation aufmerksam
machen und sich für bessere
Rahmenbedingungen einset-
zen. „Kinder haben keine gu-
te Lobby, sie brauchen unse-
re Unterstützung“, betont Fe-
lix Blaser, Vorstand der Stif-
tung Arnsburg und ebenfalls
Sprecher des Bündnisses.
Gemeinsam mit Interessen-

vertretungen junger Men-
schen hat das Bündnis fünf
Forderungen entwickelt. „Ge-
meinsame Verantwortung für
das Kindeswohl in Hessen“
lautet die erste. Öffentliche
und freie Träger sollten die
Hilfen zur Erziehung enger

abstimmen, dafür brauche es
verbindliche Qualitätsstan-
dards. Zudem fordert das
Bündnis bessere Bedingun-
gen in stationären Wohn-
gruppen. Dort sollen wäh-
rend der Kernarbeitszeiten
grundsätzlich zwei pädagogi-
sche Fachkräfte eingesetzt
werden.
Ein weiterer Schwerpunkt

sind passgenaue Hilfen zur
Erziehung. Nach Ansicht des
Bündnisses braucht es dafür
landesweit einheitliche Rege-
lungen. Wenn eine Stelle
nicht genau passe, blieben
Kinder dort oft nicht lange, es
ergebe sich ein Drehtüreffekt,
sagt Christian Scharfe, Fach-
referent für das Albert-
Schweitzer-Kinderdorf Hes-
sen e.V. und Bündnisspre-
cher. Kinder und Jugendliche
sollten möglichst früh die
Unterstützung erhalten, die
ihren Bedürfnissen ent-
spricht. Dazu gehöre eine
stärkere Einbindung der El-

tern bei der Auswahl geeig-
neter Hilfen.

Forderung von landesweit
verbindlichen Standards

Auch für die ambulante
Kinder- und Jugendhilfe for-
dert das Bündnis landeswei-
te Standards. Die Unterstüt-
zung müsse unabhängig vom
Wohnort vergleichbar sein.
„Bei Beträgen für die Kinder-
und Jugendhilfe darf es keine
Kürzungen geben“, sagt
Klaus Friedrich. Derzeit
unterschieden sich Leistun-
gen und Zugänge je nach
Kommune. Das müsse man
unabhängig von der kommu-
nalen Haushaltslage verein-
heitlichen.
Eine solche Rahmenverein-

barung brauche es aus seiner
Sicht nicht, sagt Michael Hof-
meister (CDU), Referatsleiter
und zuständig für Kinder-
und Jugendhilfe vom hessi-
schen Städtetag. Die Aussa-

ge, dass die kommunale
Haushaltslage darüber ent-
scheide, welche Hilfen ein
Kind erhalte, sei nicht gänz-
lich zutreffend. Vielmehr sei
der Fachkräftemangel ein we-
sentlicher Grund für Ein-
schränkungen. Zugleich kriti-
siert Hofmeister, Bund und
Länder hätten die gesetzli-
chen Anforderungen in den
vergangenen Jahren deutlich
ausgeweitet, ohne die dafür
notwendigen personellen
und finanziellen Ressourcen
bereitzustellen. Für Hofmeis-
ter ist „die Belastungsgrenze
seit Langem überschritten“.
Konkrete Zielmarken oder

Fristen für die Umsetzung
seiner Forderungen nennt das
Aktionsbündnis bislang
nicht. Man habe politische
Akteure bereits informiert,
weitere Gespräche sollen fol-
gen. Das Bündnis ist nach
Schleswig-Holstein das zwei-
te seiner Art deutschland-
weit.

Von Mia Kleinböhl

Das „Aktionsbündnis Kindeswohl“ besteht aus verschiedenen Stiftungen, Unternehmen und Vereinen. Foto: Mia Kleinböhl
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